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— die Abfallbewirtschaftungspläne unter Einbeziehung der Deponien und 
sonstigen Abfallbeseitigungsanlagen für die Region Latium gemäß Art. 7 
Abs. 1 vierter Gedankenstrich der Richtlinie 75/442 in ihrer durch die 
Richtlinie 91/156 geänderten Fassung, 

— die Abfallbewirtschaftungspläne für die Regionen Friaul-Julisch Venetien 
und Puglia sowie für die Autonome Provinz Bozen-Südtirol und die 
Provinz Rimini gemäß Art. 6 der Richtlinie 91/689/EWG des Rates vom 
12. Dezember 1991 über gefährliche Abfälle 

nicht erstellt hat, gegen ihre Verpflichtungen aus diesen Richtlinien 
verstoßen. 

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 24. Juni 2007 — 
Kommission/Luxemburg 

(Rechtssache C-321/06) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 2002/14/EG — Unterrichtung 
und Anhörung der Arbeitnehmer — Keine fristgerechte Umsetzung" 

Vertragsverletzungsklage — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof — 
Maßgebende Lage — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme gesetzten Frist (Art. 226 EG) (vgl. Randnr. 8) 
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Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter Erlass der Vor­
schriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. März 2002 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in der Euro­
päischen Gemeinschaft nachzukommen — Gemeinsame Erklärung des Euro­
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission zur Vertretung der 
Arbeitnehmer (ABl. L 80, S. 29) 

Tenor 

1. Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2002 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in der Europäischen 
Gemeinschaft verstoßen, dass es die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, nicht innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist erlassen hat. 

2. Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 14. Juni 2007 — 
Kommission/Schweden 

(Rechtssache C-333/06) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verordnung (EG) Nr. 261/2004 — 
Luftbeförderung — Nichtbeförderung und Annullierung oder große Verspätung von 
Flügen — Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste — Festlegung 

von Sanktionen" 
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